
9 Monatszeitschrift 
BBW –  
Beamtenbund 
Tarifunion

BBW Magazin
September 2017 n 69. Jahrgang

Seite 4 <

Am dualen  
Kranken
versicherungs
system  
festhalten

Der Blick in die 
Parteiprogramme 
lohnt sich

Bundestagswahl 2017



Editorial

<

die Bundestagswahl wirft ihre 
Schatten voraus. Das Wahler-
gebnis wird gegebenenfalls 
neue Weichenstellungen für 
den öffentlichen Dienst, für 
Aktive wie auch Rentner und 
Versorgungsempfänger mit 
sich bringen. Doch davon spä-
ter.

Mit großer Sorge blickt die 
Welt nach Asien angesichts  
eines unberechenbaren Des-
poten in Nordkorea und eines 
– gelinde gesagt – „unortho-
doxen“ und unerfahrenen 
amerikanischen Präsidenten. 
Erinnerungen steigen hoch, die 
Kubakrise hat sich bei vielen 
eingebrannt. Vermögen die 
betroffenen Großmächte ne-
ben den USA, China, Russland 
und Japan, den nordkoreani-
schen Heißsporn zu zügeln? 
Wir können nur hoffen. Auffäl-
lig ist für mich der Ruf nach ei-
ner Vermittlerin, nämlich der 
deutschen Bundeskanzlerin …

In wenigen Tagen werden wir 
an die Wahlurnen treten. Ob-
wohl die Medien beklagen, es 
seien zu wenig Unterschiede 
zwischen den Parteien zu er-
kennen, lohnt sich der Blick in 
die Parteiprogramme und die 
darin gesetzten Schwerpunk-
te. Ich möchte hier nur nen-
nen: innere Sicherheit, mehr 
Bildungsausgaben, mehr oder 
weniger Steuern, Belastung 
höherer Einkommen, mehr So-
zialstaat, Mindestlohn, Anhe-
bung des Rentenniveaus, Um-
gang mit dem Asylrecht und 
die „Zukunft des Diesels“ …

Die aktuelle Forsa-Umfrage 
im Auftrag des dbb deutet da-
rauf hin, dass der öffentliche 
Dienst, Beamte, Tarifbeschäf-
tigte und Versorgungsemp-
fänger die Bundestagswahl 
entscheiden könnten. „Die Be-
schäftigten des öffentlichen 

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen

Der BBW: 
Einer für alle.
Was ist der BBW?
Im BBW sind 50 Gewerkschaften und Verbände des öffentlichen Dienstes und
des privaten Dienstleistungssektors unter einem Dach vereint.
Der BBW ist parteipolitisch unabhängig und hat mehr als 140.000 Mitglieder. 

Wen vertritt der BBW?
Der BBW ist die gewerkschaftliche Interessenvertretung für Beamtinnen und
Beamte im Landesdienst und in der Kommunalverwaltung Baden-Württemberg.
Gemeinsam mit seinen Fachgewerkschaften vertritt der BBW aber auch
Tarifbeschäftigte.

Was macht der BBW?
Der BBW setzt sich gezielt für die Rechte und Interessen von Beamten,
Versorgungsempfängern und Tarifbeschäftigten ein – zum Beispiel dafür, dass
alle gleichermaßen an der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung teilhaben.
Deshalb stehen wir im ständigen Dialog mit der Landesregierung und sind in
Politik und Öffentlichkeit präsent.

Welche Ziele verfolgt der BBW?
Ein wichtiges Ziel des BBW ist, die öffentliche Verwaltung für eine moderne
Gesellschaft zukunftssicher zu machen. Voraussetzungen dafür sind unter 
anderem eine leistungsstarke Verwaltung, ein modernes Dienstrecht, der Erhalt
der Tarifautonomie und des Flächentarifvertrags, eine leistungsbezogene
Verwaltung, flexible Arbeitszeitmodelle sowie ein funktionierendes Gesund-
heitsmanagement. 
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Editorial

Ihr Volker Stich    

Dienstes stehen in der Mitte der Gesell-
schaft, da, wo die Wahlen entschieden 
werden“, so der dbb Bundesvorsitzende 
Dauderstädt. „Das sollte den Parteien 
zu denken geben. Die Beamten und An-
gestellten im Staatsdienst könnten die 
Bundestagswahl entscheiden. Sie sind 
politisch interessierter, entscheiden sich 
früher und weisen zudem eine höhere 
Parteienbindung auf als der Durch-
schnitt der Bevölkerung.“

Auch der BBW hat sich in die gesell-
schaftspolitische Diskussion eingeschal-
tet. So war beim BBW-Pressefest das 
zentrale Thema die innere Sicherheit. 
Genügend Anlass zur Reflexion war ja 
durch den G20-Gipfel geboten. Ich bin 
überzeugt, nur umgehendes, konse-
quentes und unnachsichtiges Handeln 
durch Polizei und Justiz sind hier ange-
sagt. Schon in dieser Frage unterschei-
den sich die Parteien, wie auch die Aus-
sagen ihrer Spitzenrepräsentanten.

Ein weiteres, wenngleich nicht ganz so 
gewichtiges Feld lässt Unterschiede 
transparent werden: Wie weit wird am 
Beamtenstatus gerüttelt? Unser Minis-
terpräsident hat sich der Notwendigkeit 
der Verbeamtung gebeugt, da im Wett-
bewerb um qualifizierten Nachwuchs 
das Beamtenverhältnis ein gewichtiges 
Argument ist. Ich sehe jedoch ein Ein-
fallstor sich öffnen. Nämlich mit der 
Wahlfreiheit der Beamtinnen und Be-
amten zwischen der gesetzlichen und 
privaten Krankenversicherung, wie in 
Hamburg gerade beschlossen. Am lau-
testen proklamiert wird dies von den 
Kräften, die am liebsten ein einheitli-
ches Dienstrecht, eine einheitliche 
Krankenversicherung und in letzter 
Konsequenz ein einheitliches Altersver-
sorgungssystem hätten. Das „Hambur-
ger Modell“ zur Öffnung der GKV für 
Beamte also ein „trojanisches Pferd“?

Vor diesem Hintergrund hat der BBW zu 
einer Veranstaltung in seiner Reihe „Be-
gegnungen beim Beamtenbund“ am 14. 
September eingeladen. Zu Jahresbeginn 
schreckte die Bertelsmann Stiftung mit 
einer provokanten Behauptung die Ärz-
te- und Beamtenschaft auf: Durch die 

Überführung der Beamten und Versor-
gungsempfänger in die GKV könnten 
Milliarden eingespart werden. Grundla-
ge war eine Untersuchung des IGES-Ins-
tituts, eines unabhängigen Forschungs- 
und Beratungsinstituts. Der Leiter der 
Studie wird die Kernzüge und Ergebnis-
se der Studie vortragen. Die kritische 
Auseinandersetzung wird durch den 
Verbandsdirektor des PKV-Verbandes 
erfolgen.

Abschließend gilt es, Erfreuliches fest-
zuhalten. Die aktuelle Forsa-Studie 
„Bürgerbefragung öffentlicher Dienst 
2017“ bestätigt den Trend der letzten 
Jahre: Der Ruf der Beamten steigt er-
neut, positive Eigenschaften, wie 
Pflicht- und Verantwortungsbewusst-
sein, Zuverlässigkeit, Kompetenz, neh-
men zu.

Besonders hervorzuheben ist, dass der 
Rückhalt des öffentlichen Dienstes un-
ter den 14- bis 29-Jährigen am höchsten 
ist. Vor diesem Hintergrund können wir 
mit Ruhe in die Zukunft blicken. Diese 
Generation wird der Politik „Zügel“  
anlegen, wenn ideologisch motivierte 
Veränderungsbemühungen in Richtung 
Abschaffung des Beamtenstatus auf-
keimen.

Mit kollegialen Grüßen und einem An-
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Debatte um die Bürgerversicherung: BBW appelliert an die Politik

Am dualen Krankenversicherungssystem 
festhalten
Der BBW hat an die Politik appelliert, am dualen Krankenversicherungssystem weiterhin festzuhal-
ten, um auch in Zukunft eine gute medizinische Versorgung für alle Bürgerinnen und Bürger vor-
halten zu können. Anlass für diese Erklärung war die Warnung der FDP-Landtagsfraktion vor einer 
Bürgerversicherung, die mit ihrer eindeutigen Positionierung gegen eine Einheitsversicherung eine 
breite Debatte ausgelöst hat, in die sich auch der BBW einschaltete. 

Der BBW stimmt in vielerlei 
Hinsicht mit der Auffassung 
der Liberalen zu einer Bürger-
versicherung überein. Eine Ein-
heitsversicherung, wie sie von 
der SPD, den Grünen und Teilen 
der Linken favorisiert wird, 
kann nach Auffassung des BBW 
nämlich eine gute medizinische 
Versorgung für alle Bürgerin-
nen und Bürger nicht sicher-
stellen. Deshalb lehnt er eine 
Bürgerversicherung nicht nur 
ab, sondern warnt zugleich vor 
einer zwangsläufigen Überfüh-
rung der Beamtinnen und Be-
amten in die gesetzliche Kran-
kenversicherung (GKV): „Das 
wäre ein Experiment, das nicht 
funktionieren wird“, erklärte 
BBW-Chef Volker Stich am  
30. August 2017 im Anschluss 
an die Landespressekonferenz, 
zu der die Landtags-FDP einge-

laden hatte. Zugleich wies er 
darauf hin, dass ein solcher 
Schritt verfassungsrechtlich 
höchst bedenklich sei.

Kritisch bewertet der BBW 
auch den Vorstoß des Hambur-
ger Senats, das eigenständige 
Krankenversicherungssystem 
der Beamten aufzuweichen. 
Dort ist geplant, entsprechend 
dem Arbeitgeberanteil bei Ar-
beitnehmern, von August 2018 
an Beamtinnen und Beamten 
der Hansestadt eine Beihilfe-
pauschale zu gewähren, wenn 
diese sich gesetzlich kranken-
versichern oder eine private 
Vollversicherung abschließen 
wollen. 

Der dbb Bundesvorsitzende 
Klaus Dauderstädt hat das 
Hamburger Vorhaben als „Mo-

gelpackung“ bezeichnet. Ähn-
lich sieht dies auch BBW-Chef 
Stich. Fakt sei schließlich, dass 
Hamburg mit seinem pauscha-
lierten Zuschuss an GKV-versi-
cherte Beamte einen Arbeitge-
berzuschuss im Sinne des SGB 
V schaffe und damit unzulässig 
in bundeseinheitliche Rege-
lungstatbestände eingreife. 

Alle Wahljahre wieder hat die 
Bürgerversicherung Hochkon-
junktur, auch 2017. Den laut-
starken Auftakt für die stets 
wiederkehrende Diskussion hat 
zu Jahresbeginn die Bertels-
mann Stiftung mit ihrer Studie 
geliefert, wonach Bund und 
Länder bis zum Jahr 2030 rund 
60 Milliarden einsparen könn-
ten, wenn man die Beihilfe 
streichen und die Beamten in 
die gesetzliche Krankenversi-

cherung überführen würde. Im 
August 2017, also wenige Wo-
chen vor dem Wahltermin, hat 
der Stadtstaat Hamburg ver-
sucht, mit seiner Beihilfepau-
schale einen Weg in Richtung 
Bürgerversicherung durch die 
Hintertür anzubahnen. 

Neu sind solcherlei Bestrebun-
gen nicht. Seit vielen Jahren 
wird diskutiert, ob es sinnvoll 
ist, zwei getrennte Versiche-
rungssysteme – nämlich eine 
gesetzliche Krankenversiche-
rung (GKV) und eine private 
Krankenversicherung (PKV) – 
nebeneinander für die Gesund-
heitsversorgung vorzuhalten. 
Während in den Reihen von 
CDU/CSU und bei den Liberalen 
sich die Mehrheit für ein Fest-
halten am dualen Krankenver-
sicherungssystem ausspricht, 
wollen Sozialdemokraten, Grü-
ne und Vertreter der Partei Die 
Linke dieses zugunsten einer 
Bürgerversicherung kippen. Sie 
sprechen von einer Zwei-Klas-
sen-Medizin und argumentie-
ren, das Nebeneinander von 
privater und gesetzlicher Kran-
kenversicherung sei ökono-
misch nicht begründbar. Zu-
dem verweisen sie darauf, dass 
ein solches duales Krankenver-
sicherungssystem in Europa 
einmalig sei, seit zuletzt die 
Niederlande es im Jahr 2006 
zugunsten eines einheitlichen 
Systems für alle Bürger und 
Bürgerinnen abgeschafft  
haben.

Gerade aber das Beispiel Nie-
derlande ist für BBW-Chef 
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BBW-Chef im Interview mit dem Staatsanzeiger

Im Fokus: Der Nachwuchsmangel 
und die Beamtenbesoldung 
Der BBW wirbt für einen Gehaltszuschlag bei Mangelberufen im öffentlichen Dienst. Er denke an 
einen strukturellen Zuschlag, sagte BBW-Chef Volker Stich im Interview mit dem Staatsanzeiger. 

Für den BBW-Vorsitzenden 
steht fest: Auch wenn der Be-
amtenstatus mit seiner lebens-
langen Beschäftigungsgaran-
tie, einer ordentlichen Pension 
und weichen Faktoren wie 
Familienverträglichkeit punk-
ten könne, reiche dies nicht 
aus, um Fachkräfte zu binden, 
solange die Privatwirtschaft 
mit annähernd doppelt so ho-
hen Gehältern locke. 

Eindringlich warnt Stich davor, 
die Situation schönzureden. 
Dem öffentlichen Dienst fehle 
es an qualifizierten Bewerbern. 
Besonders schlimm sei die Si-
tuation in den technischen 
Fachverwaltungen, im Gesund-
heitswesen und im Grund-
schullehrerbereich. Besorgnis-
erregend sei sie aber auch in 

der allgemeinen Verwaltung, 
der Steuerverwaltung und im 
Polizeibereich. Auch bei der 
Polizei gebe es einen Bewer-
bermangel, sagt Stich und 
rückt gegenteilige Äußerungen 
aus dem Innenministerium in 
ein anderes Licht: Vor acht Jah-
ren habe es pro Jahr für 1 300 
Ausbildungsstellen bei der 
Polizei noch annähernd 9 000 
Bewerber gegeben. Inzwischen 
sei die Zahl auf 2 000 gesun-
ken. Selbstverständlich, räumt 

Stich ein, gebe es damit für 
jede Ausbildungsstelle noch 
einen Bewerber. Da aber eine 
Auslese nur noch in geringem 
Umfang stattfinden könne, 
sinke die durchschnittliche 
Qualifikation.

Um den hohen Qualitätsstan-
dard im öffentlichen Dienst zu 
halten, wirbt Stich insbesonde-
re bei Mangelberufen für ein 
„on top“ auf die Besoldung. Er 
sei sich bewusst, dass er damit 
unsicheres Terrain betrete, 
räumt Stich ein, fordert aber 
zugleich: „Bevor der Staat sei-
ne Aufgaben nicht mehr wahr-
nehmen kann, sollte er Instru-
mente entwickeln, um in Man-
gelbereichen noch qualifizier-
ten Nachwuchs zu bekom-
men.“

Das Sachsen-Urteil zur 
Beamtenbesoldung hat dem 
BBW vereinzelt Kritik dafür 
beschert, dass er sich mit 
der Landesregierung auf das 
Gesamtpaket zur Besoldungs-
anpassung 2017/2018 ver- 
ständigt hat.

Gegenüber dem Staatsan-
zeiger hat sich BBW-Chef 
Stich noch einmal zu dieser 
Ver ständigung bekannt: 
Auch wenn das Sachsen- 
Urteil die Ausgangssituation 
für künf tige Verhandlungs-
runden verändert habe, sei 
zum da maligen Zeitpunkt 
die Zustimmung für den 
Pakt mit der Landesregierung 
richtig gewesen. 
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Stich eher geeignet, von den 
Plänen einer Einheitsversiche-
rung Abstand zu nehmen. Dort 
zeige sich inzwischen, dass die 
Umstellung auf eine einheitli-
che Krankenversicherung nicht 
der erwartete große Wurf ge-
wesen sei, sagt er. Die erhoff-
ten Einsparungen seien näm-
lich ausgeblieben.

Im Übrigen weist der BBW-Vor-
sitzende darauf hin, dass sich 
der Gesetzgeber mit einer 
Überführung der Beamten in 
die gesetzliche Krankenversi-
cherung auf verfassungsrecht-
lich dünnes Eis begeben würde. 
Denn eine solche Umstellung 
führe dazu, dass der Beitrag, 
den Beamte dann für ihre 
Krankenversicherung aufbrin-
gen müssten deutlich höher 
ausfalle als bisher, wo sie nur 
den Betrag versichern müssen, 

der durch die Beihilfe nicht ab-
gedeckt ist. Für BBW-Chef Stich 
steht fest: Beamte – wie auch 
die Versorgungsempfänger – 
müssten am Ende die Überfüh-
rung in die gesetzliche Kran-
kenversicherung mit einem 
Einkommensverlust bezahlen, 
was einem Eingriff in die Ali-
mentation gleichkomme.

Aufgrund dieser Faktenlage 
hat BBW-Chef Stich in den zu-
rückliegenden Monaten immer 
wieder aufgefordert, Beamte 
und Versorgungsempfänger 
mögen sich genau anschauen, 
was die zur Wahl stehenden 
Parteien zum Thema Bürger-
versicherung zu sagen haben. 
Schließlich gehöre die eigen-
ständige Beamtenalimentation 
und -versorgung zu den soge-
nannten hergebrachten Grund-
sätzen des Berufsbeamten-

tums, die in Art. 33 des Grund-
gesetzes festgeschrieben sind.

 < FDP spricht von  
Frontalangriff auf  
Gesundheitsstandort

Die Liberalen sehen in den Be-
mühungen, die Trennung von 
privater und gesetzlicher Kran-
kenversicherung aufzugeben, 
einen „Frontalangriff“ auf den 
Gesundheitsstandort Baden-
Württemberg. Nichts würde 
besser, dafür vieles schlechter, 
erklärte FDP-Fraktionschef 
Hans-Ulrich Rülke am 30. Au-
gust 2017 vor der Landespres-
se. Einmal mehr würde Baden-
Württemberg der Zahlmeister 
für andere Länder. Ein Verlust 
von rund 894 Millionen Euro im 
Jahr an ambulanten Arzthono-
raren ginge allein in Baden-
Württemberg mit der Einfüh-

rung einer Bürgerversicherung 
einher, warnte Rülke.

Jochen Haußmann, der ge-
sundheitspolitische Sprecher 
der Fraktion, erklärte: „Wir ha-
ben Sorge um die Innovations-
fähigkeit und die Qualität der 
medizinischen Versorgung.“ 
Als Hightech-Land wolle die 
FDP Hightech-Medizin für alle 
Bürgerinnen und Bürger, die 
die Liberalen durch den Wett-
bewerb zwischen gesetzlicher 
und privater Krankenversiche-
rung am besten gewährleistet 
sehen. Das Gerechtigkeitsar-
gument, das die Befürworter 
einer Bürgerversicherung im-
mer wieder ins Spiel bringen, 
zieht nach Auffassung der FDP 
nicht, weil es im bisherigen du-
alen System keine Unterschie-
de in der Behandlungsqualität 
gebe.  
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Mit einem dringenden Appell hat BBW-Chef Volker Stich die Politiker in 
Bund und Land aufgefordert, grenzenlosen Gewaltexzessen wie beim 
G20-Gipfel in Hamburg ein Ende zu setzen. Wenn Brandsätze oder 
Steinplatten bei Polizei ein sätzen fliegen, dann stufe er das als „versuchten 
Mord“ ein, sagte Stich beim 23. Pressefest seiner Organisation in Stuttgart 
und forderte: „Staat und Justiz müssen hier mit aller Härte und Konse-
quenz handeln.“ Staatssekretär Martin Jäger, der Referent des Abends, 
pflichtete ihm nicht nur bei, sondern lobte den BBW-Chef, sein Verhand-
lungsgeschick und seinen Verhandlungsstil in den höchsten Tönen.

23. Pressefest des BBW

Das Thema des Abends:   Die innere Sicherheit!
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Jäger, der im Innenministerium für den Bereich innere Sicherheit 
zuständig ist, sprach von der hohen Belastung der Polizei, beton-
te aber auch, dass es in Baden-Württemberg um die Sicherheit 
der Bürgerinnen und Bürger gut bestellt sei. Man habe zwar im 
Bundesvergleich die geringste Polizeidichte, liege aber dennoch, 
was die Sicherheitslage betreffe, in der Spitze. Zugleich verwies er 
aber auch auf „starke Zuwächse“ in der Alltagskriminalität und 
auf neue Herausforderungen durch Kriminalität im Internet, Cy-
berkriminalität und nicht zuletzt durch den islamisierten Terroris-
mus und die Überwachung von Gefährdern. Dies alles „belaste 
den Apparat“, was man bei der Personalausstattung in Zukunft 
berücksichtigen müsse.

Bewerbermangel bei der Polizei war für Jäger kein Thema. Im Ge-
genteil: Er sprach von guten Bewerberzahlen und darüber, was 
das Land für die Ausstattung der Polizei und für deren Sicherheit 
getan habe.

BBW-Chef Stich sah dies etwas anders. Er warnte, dass inzwi-
schen in weiten Bereichen des öffentlichen Dienstes Bewerber-
mangel herrsche. Auch bei der Polizei drohten Lücken. Dort sei 
die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber von 9 000 auf rund 
2 000 gesunken. Für alle Bereiche des öffentlichen Dienstes wer-
de es zunehmend schwieriger, junge qualifizierte Nachwuchs-
kräfte zu finden.

Für den BBW steht außer Frage, dass man dem Nachwuchsman-
gel im öffentlichen Dienst nur durch bessere Bezahlung begeg-
nen kann. Beim Pressefest des BBW, das am 24. Juli 2017 in den 
Räumen und im Garten der BBW-Geschäftsstelle stattfand, be-
scheinigte Hausherr Stich der Landesregierung zwar, dass sie mit 
der Einkommensrunde 2017/2018 „Signale in Richtung Verbesse-
rung der Beamtenbesoldung“ gesetzt habe, um im Bundesver-
gleich wieder in die Spitze zu kommen. Zugleich unterstrich er 
aber auch, dass die Besoldungsstrukturen mit dem Ziel einer bes-

23. Pressefest des BBW

Das Thema des Abends:   Die innere Sicherheit!
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seren Bezahlung zu überarbeiten seien. Schließlich sei inzwischen 
in den baden-württembergischen Ballungszentren bei Eingangs-
bezahlung im mittleren Dienst der vom Bundesverfassungsge-
richt vorgegebene Abstand von 15 Prozent zur Sozialhilfe nicht 
mehr gewahrt.

Handeln tut not. Das steht für Stich fest, auch was die Beihilfe 
betrifft. Hier fordert der BBW die Rücknahme der von Grün-Rot 
eingeführten 50-Prozent-Beihilfe für Partner und im späteren Ru-
hestand. Der BBW-Vorsitzende, der Ende des Jahres beim Ge-
werkschaftstag den Staffelstab an seinen Nachfolger übergeben 
wird, ist zuversichtlich, diesem für den Dialog mit der Landesre-
gierung einen gut bereiteten Boden zu übergeben. Die Zeiten un-
versöhnlicher Konfrontation sind Vergangenheit. Man trifft sich 
inzwischen wieder zu Kaminrunden mit Vertretern der Staats-
kanzlei und der Ministerien, um Anstehendes zu beraten. Offen-
heit und Vertraulichkeit bestimmten diese Gespräche, sagte Stich 
beim Pressefest und betonte: Er nehme Signale der Regierung 
wahr, wonach das Land bei der Beamtenbesoldung wieder „mit 
in die Spitze in Deutschland kommen will“. 
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Überstundenzuschläge bei Teilzeitbeschäftigung und im Schichtdienst

Den Anspruch geltend machen
Das Bundesarbeitsgericht ist in seinem Urteil vom 23. März 2017 (6 AZR 161/16) zu dem Schluss 
gekommen, dass Teilzeitbeschäftigte bereits dann Überstunden leisten, wenn sie über ihre individu-
ell vereinbarte Arbeitszeit hinaus arbeiten, und nicht erst dann, wenn sie die Grenze eines vollzeitbe-
schäftigten Arbeitnehmers überschreiten.

Aufgrund dieser Entscheidung 
sollten alle Beschäftigten und 
insbesondere Teilzeitbeschäf-
tigte, die ungeplant über einen 
Schichtplan hinaus Überstun-
den geleistet haben, nicht ge-
zahlte Überstundenzuschläge 
sowie die Überstundenvergü-
tung umgehend und bis zu 
sechs Monate rückwirkend 
schriftlich geltend machen. 
Den Eingang des Antrags zur 
Wahrung der tariflichen Aus-
schlussfristen sollte man be-
stätigen lassen. Ein Musteran-
trag kann bei dem entspre-
chenden Mitgliedsverband  
angefordert werden.

Das Bundesarbeitsgericht hat 
in dem entsprechenden Urteil 
vom 23. März 2017 die Voraus-

setzungen für das Entstehen 
von Ansprüchen auf Überstun-
denzuschläge im Geltungsbe-
reich des TVöD – insbesondere 
für Teilzeitbeschäftigte – beur-
teilt. Die schriftlichen Entschei-
dungsgründe liegen nun vor. 
Daraus ergeben sich zwei we-
sentliche Verbesserungen für 
die Beschäftigten.

Laut Auffassung des Bundesar-
beitsgerichts leisten Teilzeitbe-
schäftigte bereits dann Über-
stunden, wenn sie über ihre in-
dividuell vereinbarte Arbeits-
zeit hinaus arbeiten, und nicht 
erst dann, wenn sie die Grenze 
eines vollzeitbeschäftigten Ar-
beitnehmers überschreiten. 
Damit steht die Regelung des  
§ 7 Abs. 7 TVöD einer Einord-

nung als Überstunden und ei-
nem etwaigen Anspruch auf 
Überstundenvergütung nicht 
mehr im Wege, da diese inso-
weit gegen § 4 Abs. 1 TzBfG 
und europarechtliche Vorga-
ben verstößt. Entsprechend 
entstehen Ansprüche auf 
Überstundenzuschläge gemäß 
§ 8 Abs. 1 TVöD bereits ab der 
ersten Stunde, die über die ver-
traglich vereinbarte Arbeitszeit 
hinaus erbracht wird, und sind 
entsprechend auszubezahlen, 
wenn vollschichtig eingesetzte 
Teilzeitbeschäftigte ungeplant 
Überstunden leisten.

Ergänzend hat das Bundesar-
beitsgericht klargestellt, dass 
bei ungeplanten Überstunden, 
die über die im Schichtplan 

festgelegten Zeiten angeord-
net werden, stets ein Anspruch 
auf Überstundenzuschlag und 
dessen Abgeltung entsteht. Be-
schäftigte können nicht darauf 
verwiesen werden, dass diese 
Überstunden im Ausgleichs-
zeitraum durch Freistellung 
verrechnet werden. Denn § 7 
Abs. 8 Buchstabe c 1. Alternati-
ve TVöD räumt für diese Über-
stunden keinen Ausgleichszeit-
raum ein. 

Diese Entscheidung ist über 
den Anwendungsbereich des 
TVöD auch für den Anwen-
dungsbereich des TV-L, TV-H, 
TV-V sowie TV-Charité rele-
vant, die insoweit gleichlauten-
de Tarifregelungen zu Über-
stunden enthalten. 

Änderung des Landesbesoldungsgesetzes in Kraft

Vom Dienstherrn geleaste Fahrräder dürfen 
auch privat genutzt werden
Der Landtag hat am 12. Juli 
2017 eine Änderung des Lan-
desbesoldungsgesetzes und 
weiterer dienstlicher Vorschrif-
ten beschlossen, weil sich im 
Besoldungsrecht und in ande-
ren Bereichen des Dienstrechts 
an verschiedenen Stellen ein 
Anpassungsbedarf ergeben 
hatte. 

Mit dem Gesetz zur Änderung 
des Landesbesoldungsgesetzes 
Baden-Württemberg und wei-
terer dienstlicher Vorschriften, 
das inzwischen in Kraft getre-
ten ist, wurden die erforderli-
chen Rechtsänderungen umge-
setzt werden. Mit der Geset-
zesänderung wurden die besol-
dungsrechtlichen Vorausset-

zungen dafür geschaffen, dass 
zur Förderung der klimaneutra-
len Mobilität vom Dienstherrn 
geleaste Dienstfahrräder den 
Beamtinnen und Beamten so-
wie den Richterinnen und Rich-
tern im Rahmen einer Entgelt-
umwandlung zur privaten Nut-
zung überlassen werden kön-
nen. Außerdem wurde die Voll-

streckungsvergütung für Voll-
ziehungsbeamte/innen der Fi-
nanzverwaltung, deren Höhe 
sich bisher nach den beige-
brachten Beträgen richtete, 
durch eine feste Monatspau-
schale ersetzt. Hierdurch woll-
te man der veränderten Aufga-
benwahrnehmung in diesem 
Bereich Rechnung tragen. 

Im Übrigen wurde – wie im Ko-
alitionsvertrag der Regierungs-
parteien angekündigt – die 
Stellenobergrenzenverordnung 
für den kommunalen Bereich 
aufgehoben, um den Kommu-
nen bei der Stellenbewirtschaf-
tung größere Handlungsspiel-
räume zu eröffnen. 
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Aus der Denkschrift 2017 

Landesrechnungshof:  
Einhalten der Schuldenbremse  
wird kein Selbstläufer
Der Landesrechnungshof hat der Landesregierung bescheinigt, dass sie aufgrund der wirtschaftli-
chen und finanzwirtschaftlichen Rahmenbedingungen, sprich hohe Beschäftigung, stabiles wirt-
schaftliches Wachstum, niedrige Zinsen und hohe Steuereinnahmen, gute Voraussetzungen habe, 
die Schuldenbremse einzuhalten. Dass das Land mit der Tilgung von Kreditmarktschulden zurückhal-
tend agiert, hat die Aufsichtsbehörde zwar kritisch vermerkt. Dennoch trägt sie den eingeschlagenen 
Weg mit.

Das Einhalten der Schulden-
bremse wird kein Selbstläufer 
werden, warnen die obersten 
Finanzhüter des Landes. Die 
Struktur der öffentlichen Haus-
halte sei allein durch die güns-
tigen Rahmenbedingungen 
noch nicht robuster, belastba-
rer und zukunftstauglicher ge-
worden. Konsolidierung sei die 
finanzpolitische Daueraufgabe 
auch der nächsten Jahre, sagte 
Präsident Max Munding bei  
der Vorstellung der jährlichen 
Denkschrift seiner Behörde. 
Zugleich mahnte er, das Land 
dürfe in seiner Haushaltspolitik 
nicht nur die jeweiligen Haus-
haltsjahre in den Blick nehmen, 
sondern müsse ein besonderes 
Augenmerk auf die langfristi-
gen Entwicklungen richten.

Im Vorwort der Denkschrift 
liest sich das wie folgt: „Das 
Land muss darauf achten, dass 
seine strukturellen Ausgaben 
jeweils unter seinen strukturel-
len Einnahmen liegen. Nur so 
verschafft es sich die notwen-
digen Handlungs- und Gestal-
tungsspielräume.“

Verhalten kritisch merkt der 
Rechnungshof dort auch an, 
dass das Land nach den 2013 
neu geschaffenen haushalts-
rechtlichen Vorgaben bereits 
jetzt und in den nächsten bei-
den Jahren in nennenswertem 
Umfang Kreditmarktschulden 
hätte tilgen müssen. Das Land 

habe allerdings für den vom 
Grundgesetz eröffneten Über-
gangszeitraum bis 2019 im 
letzten Jahr den Schuldenbe-
griff auf die implizite Verschul-
dung erweitert. Statt der Til-
gung von Krediten seien damit 
auch die Durchführung zusätz-
licher „(über)fälliger“ Sanie-
rungsmaßnahmen und die De-
ckung künftiger Verpflichtun-
gen, zum Beispiel durch Zufüh-
rungen zum Pensionsfonds, als 
Maßnahmen einer aktiven Zu-
kunftsvorsorge unter Anrech-
nung auf die Tilgungsverpflich-
tung möglich, da sie das Land 
in den kommenden Haushalts-
jahren entlasten. Der Rech-
nungshof sei diesen Weg mit-
gegangen unter der Vorausset-
zung, dass es sich um zusätzli-
che Maßnahmen handelt, die 
unmittelbar dem Land zugute-
kommen. Zumal dieser Weg in 
der derzeitigen finanzwirt-
schaftlichen Lage auch der 
wirtschaftlichere sei. 

 < Die Steuerquote und ihre 
Bedeutung

Eine Entwicklung, die in Zu-
kunft stärker in den Fokus rü-
cken wird, ist die Steuerquote. 
Das sagt der Landesrechnungs-
hof und führt in seiner Denk-
schrift 2017 dazu aus: Die Steu-
erquote zeigt an, welchen An-
teil der Wertschöpfung der 
Staat in Form von Steuern für 
sich beansprucht. Die wach-
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senden Steuereinnahmen ha-
ben die öffentlichen Haushalte 
deutlich entlastet. Die Kehrsei-
te ist aber, dass sie auch einen 
stetig wachsenden Anteil der 
Wirtschaftskraft für sich in An-
spruch nehmen.

Die Steuerquote hatte 2004 mit 
19,5 Prozent ihren niedrigsten 
Stand erreicht. Sie liegt heute 
fast drei Prozentpunkte höher 
und wird nach der Prognose der 
Steuerschätzung vom Mai 2017 
bis 2021 auf 23,3 Prozent weiter 
steigen. Bei einem nominalen 
Bruttoinlandsprodukt von 
3.123,7 Milliarden Euro (2016) 
entspricht ein Prozent Steuer-
quote damit circa 30 Milliarden 
Euro. Ein weiterer Indikator für 
den Finanzierungsspielraum 
des Landes aus eigenen Finan-
zierungsquellen ist die Steuer-
deckungsquote. Diese drückt 
das Verhältnis der Bruttosteuer-
einnahmen zu den bereinigten 
Gesamtausgaben aus. Je niedri-
ger die Quote ist, umso höher 
ist die Abhängigkeit von ande-
ren Einnahmen, wie zum Bei-
spiel Entnahmen aus Rücklagen, 
Zuweisungen vom Bund oder 
Kreditaufnahmen. Trotz guter 
Steuermehreinnahmen liegt die 
Steuerdeckungsquote immer 
noch unter dem Stand zum 
Zeitpunkt der Finanzmarktkrise.

Das Land wurde und wird 
durch die niedrigen Zinsausga-
ben nennenswert entlastet. Sie 
betrugen 2016 1,5 Milliarden 
Euro. Sie nahmen im Vergleich 
zum Vorjahr um 73,6 Mio. Euro 
ab. Seit 2007 verringerten sich 
die Ausgaben für Kreditmarkt-
zinsen um 24,3 Prozent, ob-
wohl die Kreditmarktschulden 
im gleichen Zeitraum von 
41,71 Milliarden Euro auf 46,30 
Milliarden Euro stiegen. Das 
sehr niedrige Zinsniveau 
täuscht daher über die dauer-
haften Lasten aus einer hohen 
Staatsverschuldung hinweg 
und lässt die Lage der Staatsfi-
nanzen insgesamt wesentlich 
günstiger erscheinen.

Gemessen am Jahr 2007 hat 
das Land in den vergangenen 
zehn Jahren 2,3 Milliarden Euro 

insgesamt weniger für seine 
Kreditmarktschulden an Zinsen 
bezahlen müssen. Dieser Be-
trag entspricht 41 Prozent der 
Nettokreditaufnahme in die-
sem Zeitraum.

Diese Kennzahlen machen 
deutlich, dass das Land eine 
konsequente Politik der Haus-
haltskonsolidierung auch durch 
Ausgabenbegrenzung einschla-
gen muss, sagen die obersten 
Finanzhüter des Landes.

 < Länderfinanzausgleich

Ein Blick zurück: Mit 2,5 Milliar-
den Euro war der Länderfinanz-
ausgleich eine der größten 
Ausgabepositionen des Haus-
halts 2016. Der aktuelle Län-
derfinanzausgleich ist bis Ende 
2019 befristet. Bund und Län-
der haben sich am 14. Oktober 
2016 nach mehr als zweijähri-
gem Ringen auf eine Neurege-
lung der Bund-Länder-Finanz-
beziehungen geeinigt. 

Der Landesrechnungshof 
räumt in seiner Denkschrift 
2017 zwar ein, dass der Landes-
haushalt durch die Neurege-
lung der Bund-Länder-Finanz-
beziehungen spürbar entlastet 
wird, warnt zugleich aber auch 
vor „Fallstricken für den Föde-
ralismus“. Fiskalisch betrachtet 
könne sich das Ergebnis der 
Verhandlungen zwischen Bund 
und den Ländern sehen lassen, 
heißt es in der Denkschrift. 
Und weiter: Die Länder hätten 
die Neuregelung als Durch-
schlagen des „Gordischen Kno-
tens“ charakterisiert. Betrachte 
man aber das Gesamtgefüge, 
insbesondere neue Mischfinan-
zierungen und zusätzliche Ein-
wirkungsrechte des Bundes, 
sollten die Länder darauf ach-
ten, dass sie sich in den engen 
und unübersichtlich verfloch-
tenen Bund-Länder-Beziehun-
gen nicht verheddern. Die „gol-
denen Zügel“ des Bundes 
könnten sich auch schnell als 
Fallstricke für den Föderalis-
mus erweisen.

Der Bund habe lange Zeit die 
Einigung der Ministerpräsiden-

ten zum Finanzausgleich nicht 
übernehmen wollen, da die 
Auswirkungen für den Bund 
um eine Milliarde höher lagen, 
als dieser bereit war, in die 
Neuregelung einzubringen. Um 
so erstaunlicher sei es, dass der 
Bund nun bereit ist, den Län-
dern ein Mehrfaches an Mit-
teln in deren Kernbereich, der 
Bildungspolitik, gegen Locke-
rung des sogenannten Koope-
rationsverbotes bereitzustel-
len. Es gehe dabei um 3,5 Milli-
arden Euro für die kommunale 
Bildungsinfrastruktur, in Rede 
stünden weitere fünf Milliar-
den Euro zum Ausbau der Digi-
talisierung an den Schulen.

Nach Auffassung des Landes-
rechnungshofs räumt der Bund 
damit letztlich ein, dass die Fi-
nanzverteilung zwischen Bund 
und Länder nicht mehr dem 
Grundgesetz entspricht. Dieses 
sehe vor, dass Bund und Länder 
gleichmäßig Anspruch auf De-
ckung ihrer notwendigen Aus-
gaben haben (Art. 106 Abs. 3 

GG). Richtig und konsequent 
wäre es daher, die Deckungs-
quoten neu festzulegen, sagen 
die obersten Finanzhüter des 
Landes und betonen: „Nicht 
das Herumbasteln am so ge-
nannten Kooperationsverbot, 
sondern die bestehenden Aus-
gleichsmechanismen der Fi-
nanzverfassung anwenden, 
wäre gelebte finanzpolitische 
Kooperation, wie sie das 
Grundgesetz vorsieht.“

Die zahlreichen Begleitregelun-
gen zum neuen Finanzaus-
gleich bezeichnet der Landes-
rechnungshof in seiner Denk-
schrift als „Rollback der Föde-
ralismusreform von 2008“. 
Mischfinanzierungen lebten 
wieder auf. Die Verantwort-
lichkeiten zwischen Bund und 
Ländern würden verwischt. Der 
Bund erhalte über neue Instru-
mentarien zusätzliche Einwir-
kungsmöglichkeiten auf die 
Länder mit potenziellen Aus-
wirkungen bis hinein ins Bun-
desratsverfahren.  
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Gesetz zur Verbesserung der Beistandsmöglichkeiten unter Ehegatten und  
Lebenspartnern

Entscheidung auf unbestimmte Zeit  
vertagt
Das Gesetz zur Verbesserung der Beistandsmöglichkeiten unter Ehegatten und Lebenspartnern in 
Angelegenheiten der Gesundheitssorge und zur Anpassung der Betreuervergütung wurde am 7. Juli 
2017 von der Tagesordnung der Sitzung des Bundesrats genommen und damit auf unbestimmte Zeit 
vertagt.
Als Begründung wurde ausge-
führt, dass das Gesetz in der 
vom Bundestag beschlossenen 
Fassung weiterer Überprüfung 
und Beratung bedarf.

Die durch den Bundestag ent-
sprechend der Beschlussemp-
fehlung seines Ausschusses für 
Recht und Verbraucherschutz 
(BT-Drucksache 18/12427) vor-
genommene Verknüpfung der 
Anpassung der Vergütung der 
Berufsbetreuer, -vormünder 

und Verfahrenspfleger mit der 
durch den ursprünglichen Ge-
setzentwurf des Bundesrates 
allein verfolgten Verbesserung 
der Beistandsmöglichkeiten 
unter Ehegatten und Lebens-
partnern in Angelegenheiten 
der Gesundheitssorge und in 
Fürsorgeangelegenheiten ist 
mangels Sachzusammenhangs 
nicht opportun.

Zwar verdient das Ziel einer an-
gemessenen Vergütung der Be-

rufsbetreuer, -vormünder und 
Verfahrenspfleger Unterstüt-
zung. Jedoch erfordert die Ent-
scheidung über die Anpassung 
der Betreuervergütung zu-
nächst eine differenzierte Be-
trachtung der Gesamtproble-
matik auf der Grundlage der 
noch ausstehenden For-
schungsergebnisse der rechts-
tatsächlichen Untersuchung 
des Bundesministeriums der 
Justiz und für Verbraucher-
schutz zur Qualität in der 

rechtlichen Betreuung. Die Dis-
kussion um eine angemessene 
Vergütung der Betreuer kann 
nicht ohne Bewertung der 
Qualität der rechtlichen Be-
treuung geführt werden.

Vorläufig verbleibt somit alles 
wie bisher. Ohne entsprechen-
de Vorsorgevollmacht wird das 
Betreuungsgericht auch in An-
gelegenheiten der Gesund-
heitssorge einen Betreuer  
bestellen. 

BBW-Ehrenvorsitzender beim ZV Öffentliches Personal der Schweiz

Öffentlicher Dienst im Nachbarland 
Schweiz leidet unter Sparauflagen
Der BBW und der Zentralver-
band Staats- und Gemeinde-
personal Schweiz, der inzwi-
schen unter ZV Öffentliches 
Personal Schweiz firmiert, pfle-
gen seit vielen Jahren freund-
schaftlichen Kontakt. 

Bei seinen Jahrestagungen, die 
viele Jahre in Kandersteg statt-
fanden und zu denen man sich 
jetzt in Brunnen trifft, themati-
siert der ZV jedes Jahr neben 
den zentralen Problemen des 
öffentlichen Dienstes der 
Schweiz auch gesellschafts-
politischen Fragen. 

Bei den Delegiertenversamm-
lungen, die jährlich immer in 

einem anderen Kanton statt-
finden, wird auf die aktuelle Si-
tuation in dem jeweiligen Kan-
ton und den dortigen Kommu-
nen eingegangen sowie die 
jährlichen Lohnrunden thema-
tisiert. Bei diesen Versammlun-
gen ist die Politik jeweils durch 
Nationalräte und Nationalrä-
tinnen vertreten. 

Bei der diesjährigen Delegier-
tenversammlung, zu der BBW-
Ehrenvorsitzende nach Schaff-
hausen gekommen war, ging 
es in erster Linie um die Spar-
pakete, die die Regierung der 
Schweiz den Kantonen, Städ-
ten und Gemeinden auferlegt 
hat. 

©
 B

BW

 < Bei der Tagung in Schaffhausen hatte der Ehrenvorsitzende des BBW  
Gelegenheit zu einer Vielzahl von Gesprächen (von links): Urs Stauffer, 
Präsident des ZV; die Nationalrätin des Kantons Schaffhausen, Martina 
Munz, die zugleich Präsidentin der Sozialdemokratischen Partei im  
Kanton Schaffhausen ist; Horst Bäuerle, Ehrenvorsitzender des BBW.
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Falls wir Ihr Interesse geweckt haben, 
finden Sie uns unter 

www.bbw.dbb.de/ueber-uns/jugend

oder auf Facebook 
www.facebook.com/bbw-jugend-135291659886155

und Twitter unter: 
twitter.com/bbw_jugend

Landesjugendausschuss und Sommerfest der BBW-Jugend

Erst der Wechsel an der Spitze, dann gute 
Gespräche in gemütlicher Runde
Bei der BBW-Jugend hat es einen Wechsel an der Spitze gegeben. Nachdem Daniel von der Ohe bei der 
Sitzung des Landesjugendausschusses am 26. Juli 2017 von seinem Amt zurückgetreten war, wurde 
Sina Strauß (DSTG), bisher stellvertretende Vorsitzende, zur neuen Landesjugendleiterin gewählt.

Daniel von der Ohe, der 39 Mo-
nate an der Spitze der BBW- 
Jugend stand, sagte vor dem 
Landes jugendausschuss, für 
seine Entscheidung zum Rück-
tritt seien „persönliche Grün-
de“ ausschlag gebend.

Die neue Landesjugendleiterin 
hatte vor ihrer Wahl erklärt, 
dass für sie eine gute Zusam-
menarbeit mit der Landes-
jugendleitung, der Leitung des 
BBW, den Fachverbänden, der 
dbb jugend Bund sowie der 
Beamtenbund Jugend Rhein-
land-Pfalz, Bayern und Hessen 
die Voraussetzung für das 
Gelingen guter gewerkschaft-
licher Jugendarbeit sei.

Vor seinem Rücktritt hatte 
Daniel von der Ohe die Mit-
glieder des Landesjugendaus-
schusses über die Entwicklun-
gen im BBW in Kenntnis ge-
setzt und über die von ihm 
besuchten Veranstaltungen 
berichtet. 

Anschließend erläuterte der 
stellvertretende Vorsitzende 
Daniel Jungwirth in seinem 
Bericht über die dbb jugend 
bund, welche aktuellen Ent-
wicklungen es gebe und sprach 
über sein Projekt zum Thema 
„Gewalt gegen Beschäftigte 
des öffentlichen Dienstes“. 
Hierzu stellte er seine Herbst-
pläne vor, die unter anderem 
eine umfassende Befragung zu 
dieser Thematik vorsehen. 

Schatzmeisterin Laura Witt-
mer nahm Stellung zum Haus-
halt der BBW-Jugend und er-

läuterte die Verwendung der 
Gelder für den Einsatz der Lan-
desjugendleitung.

Die besonderen Gäste beim 
LJA Christoph Strehle (stell- 
vertretender Vorsitzender 
der dbb jugend Bund) und 
Lena Oelschlegel (Vorsitzende 
Beamtenbund-Jugend Bayern) 
gratulierten der neuen Vorsit-
zenden sehr herzlich, bevor 
sie auf die einzelnen Themen 
ihrer Gewerkschaft eingingen. 
Daraufhin folgten Berichte aus 
den Fachgewerkschaften und 
Verbänden.

Zum Schluss gab der Proto-
kollant und stellvertretende 
Vorsitzende der BBW-Jugend, 
Jörg Sobora, einen Ausblick auf 
das neue Konzept zur Lehrer-
gewinnung.

Nach getaner Arbeit machte 
man sich auf zum Sommer - 
fest in die Geschäftsstelle 
des BBW am Hohengeren in 
Stuttgart. Dort begrüßte die 
neue Landesjugendleiterin 
Sina Strauß die Gäste, bevor 
sie das Wort an BBW-Chef 
Volker Stich übergab. 

Dieser berichtete aus der 
Arbeit des BBW, gratulierte 
Sina Strauß zu ihrer Wahl und 
dankte Daniel von der Ohe 
für seine Arbeit.

Abgerundet wurde der laue 
Sommerabend mit guten 
Gesprächen bei Gegrilltem 
und Getränken – mit und 
ohne Alkohol. 
 

 < BBW-Jugend: 
Gemeinsam stark, 
das Gefühl hatten viele, 
als Sina Strauß (DSTG) die 
Wahl zur neuen Vorsitzen-
den angenommen hatte.
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Ergebnisse der Befragung zur Lehrerfortbildung durch das Kultusministerium:

Zentrale Forderungen des  
Philologen verbands bestätigt
Die Ergebnisse der durch das Kultusministerium im April/Mai durchgeführten Onlineumfrage  
bestätigen die zentralen Forderungen des baden-württembergischen Philologenverbands, die er in 
seinem Positionspapier vom 2. Mai 2017 festgeschrieben hat (siehe http://www.phv-bw.de/joomla/
images/download/2017/Flugblatt-LehrerfortbildungForderungenPhVBW.pdf).

Auf die Ergebnisse der Online-
umfrage eingehend stellt der 
Philologenverband fest: Der 
Fachlichkeit und den Fachinhal-
ten werden von den Lehrkräf-
ten eine große Bedeutung bei-
gemessen. Fachwissenschaft-
lich hochwertige Fortbildungs-
angebote mit universitären Re-
ferenten müssen künftig die 
durch Fachberater/-innen 
durchgeführten regionalen Ar-
beitskreise ergänzen. Letztere 
erfreuen sich hoher Akzeptanz 
(„schulnahe und schulinterne 
Fortbildungen“), doch müssen 
unsere gymnasialen Fach-
berater/-innen, die umfangrei-
che und für die direkte Umset-
zung im Unterricht äußerst 
wertvolle und von den Lehr-
kräften sehr geschätzten Unter-
richtsmaterialien erarbeiten, 

dringend entlastet werden. Der 
große Reigen der Fortbildungs-
themen unserer Fach berater/-
innen reicht von der Imple-
mentierung eines neuen Bil-
dungsplans über die neuesten 
fachdidaktischen Erkenntnisse 
bis hin zu neuen Abiturprü-
fungsformaten. Ihnen muss 
dringend eine Sockelfreistel-
lung von fünf Unterrichtswo-
chenstunden gewährt werden. 
Angesichts ihres völlig überzo-
genen und nicht länger zu 
rechtfertigenden Arbeitsvolu-
mens wäre eine solche Maß-
nahme eben auch ein Beitrag 
zur Qualitätssicherung bezie-
hungsweise -verbesserung. 

Dass E-Learning-Angebote bei 
der Lehrerfortbildung auf we-
nig Akzeptanz stoßen, wundert 

den Philologenverband nicht. 
Solche Angebote können den 
professionellen Kontakt von 
Mensch zu Mensch in Fortbil-
dungsveranstaltungen vor Ort 
nicht ersetzen und dürfen 
nicht als billiger Ersatz für Prä-
senzfortbildungen dienen. 

Fortbildungen zu Classroom 
Management sowie Konflikt-
management werden von den 
Lehrkräften als sehr wichtig 
betrachtet. Entsprechend sollte 
es hierzu genügend Angebote 
geben.

Die Angaben zur Teilnahme(-
häufigkeit) an Fortbildungen 
bestätigen unsere Einschät-
zung, wonach es nicht zielfüh-
rend wäre, Fortbildungen ver-
pflichtend zu machen. Ent-

scheidend sind ein bedarfsge-
rechtes Angebot und eine pro-
fessionelle Steuerung in den 
Fachschaften, wer welche Ver-
anstaltung besucht.

Die Umfrageergebnisse sollten 
natürlich bei der nun anste-
henden Ausgestaltung des 
Qualitätskonzepts des Kultus-
ministeriums entsprechend 
Berücksichtigung finden. Dass 
jedoch die 20-prozentige Kür-
zung des Etats für regionale 
Fortbildungen für das laufende 
Jahr auch ohne die neuen (und 
größtenteils zu erwartenden) 
Erkenntnisse ein Fehler war 
und ist, das kann mit Fug und 
Recht ohne Umfrage und de-
ren Ergebnisse festgestellt 
werden.  
 

 z Was ist neu oder anders 
bei MS Windows 10/ 
Auffrischung der Kenntnisse 
in MS Word und Excel

B 2017 B341 GB vom 27. bis 
29. September 2017 in Königs-
winter. 

Das Seminar wendet sich an Se-
nioren oder Personen, die bald in 
den Ruhestand treten, die von 
Windows 7 oder 8 auf Windows 
10 umgestiegen sind oder einen 
neuen Computer mit dem Be-
triebssystem Windows 10 erwor-
ben haben. Sie erfahren, was bei 

Windows 10 neu oder anders ist 
bzw. durch Updates verbessert 
wurde und erhalten Antworten 
auf Ihre Fragen zu diesem The-
ma. 

Wir zeigen Ihnen auch, wie Sie 
Ihren PC mit Ihrem Smartphone 
u. a. Geräten synchronisieren, 

auf „OneDrive“ kostenlos Datei-
en ablegen sowie verwalten und 
mit der Microsoft-Sprach-Assis-
tentin „Cortana“ den Computer 
steuern können. 

Auffrischung der Kenntnisse in 
den MS-Programmen Word und 
Excel 

Seminarangebote im Jahr 2017
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion im Jahr 2017 
folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:
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 > Word: Erstellen von Dokumen-
ten, Vorlagen, Glückwunsch-
karten bis hin zu Serienbriefen, 
einschließlich Einfügen von 
Tabellen, Bildern usw. 

 > Excel: Erstellen von Tabellen, 
deren Inhalte einfach aktuali-
siert werden können. Wir be-
fassen uns hier u. a. mit den 
Grundrechenarten sowie der 
Seitenformatierung und der 
Verwendung der Tabellen in 
anderen Programmen.

Jedem Teilnehmer steht ein PC-
Arbeitsplatz zur Verfügung, der 
Internetzugang hat. 

15 Teilnehmerplätze 
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 132 Euro

 z Gesundheitsmanagement: 
Gesund und fit bei der  
Büroarbeit 

B133 GB vom 29. September bis 
1. Oktober 2017 in Königswinter.

In diesem Seminar wird speziell 
auf das „persönliche Gesund-
heitsmanagement“ bei der täg-
lichen Büroarbeit eingegangen. 
Es geht dabei um Stress und um 
wirksame Methoden, diesen zu 
vermeiden bzw. zu bewältigen. 
Weiterhin wird auf die schützen-
de und stressreduzierende Wir-
kung von Entspannung, Sport 
und Bewegung eingegangen und 
in der praktischen Anwendung 
geübt. Weitere Übungen und 
Tipps für den Hals-, Schulter- und 
Rückenbereich runden dieses Se-
minar ab.

Wochenendseminar

15 Teilnehmerplätze 
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z BerlinSeminar im Oktober: 
„Politik live am Original
tatort erleben“

B 128 GB vom 4. bis 
6. Oktober 2017 in Berlin.

Vorträge und Besuche mit 
staatspolitischem Inhalt stehen 
im Mittelpunkt der Veranstal-
tung. 

15 Teilnehmerplätze
Teilnehmerbetrag:
Für Mitglieder 180 Euro 
(Nichtmitglieder 360 Euro) 

 z Persönlichkeits
management:  
Lotusblüteneffekt – mit 
Achtsamkeit gelassen und 
handlungsfähig bleiben

B233 GB vom 15. bis 17. Oktober 
2017 in Königswinter.

Achtsamkeit ist der Megatrend 
für die nahe Zukunft. Mit Acht-
samkeit kann ein Lotusblüten - 
effekt erzielt werden. Die Lotus-
blüte lässt Stoffe durch, die sie 
stärken und ihr guttun. Schädli-
ches perlt an ihr ab. Bei diesem 
Seminar können die Teilnehmer 
erfahren, wie sie mit Achtsam-
keit und Reflexion diesen Effekt 
erzielen können. So können sie 
herausfordernde Arbeitssituati-
onen gelassener angehen, An-
forderungen klarer einteilen 
und mehr Energie für Wesentli-
ches freisetzen. Es wird vermit-
telt, Stärkendes und Schädliches 
klarer zu unterscheiden sowie 
den inneren  Antreiber kennen-
zulernen und diesen klarer 
einzu setzen. Außerdem  
werden Techniken trainiert, die 
die Selbstwirksamkeit steigern, 
um auch in schwierigen Situati-
onen gelassen zu reagieren  
und die Handlungsfähigkeit zu 
sichern.

15 Teilnehmerplätze 
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Tarifpolitik

B231 GB vom 22. bis 24. Oktober 
2017 in Königswinter.

Dieses Seminar richtet sich vor 
allem an Kolleginnen und Kolle-
gen, die sich für Arbeitnehmer-
fragen (Tarifrecht) interessieren.

15 Teilnehmerplätze 
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z EDVSchulung – Film und 
Videobearbeitung

B243 GB vom 5. bis 7. November 
2017 in Königswinter. 

Dieses Seminar richtet sich an In-
teressierte, die aus ihren priva-
ten Videoaufnahmen „vorzeig-
bare“ Filme erstellen möchten. 
Neben den vielen Möglichkeiten 
der Vertonung soll insbesondere 
der professionelle Schnitt auch 
mit den vielfältigen Möglichkei-
ten von Überblendtechniken er-
lernt werden. 

15 Teilnehmerplätze 
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Gesundheitsmanagement 

B 362 GB vom 19. bis 20. Novem-
ber 2017 in Königswinter. 

In diesem Seminar können die 
Teilnehmer ihr „persönliches Ge-
sundheitsmanagement“ erler-
nen. Als zentrale Punkte stehen 
dabei die Fragen – Umgang mit 
und Bewältigung von Stress, 
Richtige Ernährung, Bewegung 
und Sport – im Mittelpunkt. Zu-
dem üben Sie sich zu entspan-
nen, erfahren hautnah die Be-
deutung von Sport und Bewe-
gung und lernen, warum Ernäh-
rung und Wohlbefinden viel mit-
einander zu tun haben.

15 Teilnehmerplätze
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 132 Euro

Über unser Seminarangebot hin-
aus bieten wir auch die Möglich-
keit, über „Voucher“ Seminare der 
dbb akademie zu buchen. Mit die-
sen Gutscheinen besteht die Mög-
lichkeit, vergünstigt an Seminaren 
des offenen Programms der dbb 
akademie teilzunehmen. Interes-
senten informieren sich auf der 
Homepage der dbb akademie 
(www.dbbakademie.de) bei 
den Seminaren im „offenen Pro-
gramm“ (Kennbuchstabe „Q“ vor 
der Seminarnummer) und fragen 
dann beim BBW nach, ob für diese 
Veranstaltung Voucher zur Verfü-
gung stehen. Unabhängig von 
dem im Seminarprogramm veröf-
fentlichten Teilnehmerbeitrag ver-
ringert sich dieser durch die Inan-
spruchnahme des Vouchers auf 
132 Euro.
Mit diesem neuen Angebot wol-
len wir unseren Mitgliedern die 
Möglichkeit einräumen, zu ver-
günstigten Teilnehmergebühren 
von dem vielseitigen Seminar-
angebot der dbb akademie  
Gebrauch zu machen. 
Alle Seminare sind auch für 
Nichtmitglieder offen. Der Teil-
nehmerbeitrag beträgt bei Nicht-
mitgliedern das Doppelte des 
ausgewiesenen Betrages.
Anmeldungen können nur über 
die Landesgeschäftsstellen der 
Mitgliedsverbände des BBW ent-
gegengenommen werden. Diese 
halten Anmeldeformulare bereit. 
Eine unmittelbare Anmeldung bei 
der dbb akademie ist nicht mög-
lich. Anmeldeformulare sowie un-
ser Seminarprogramm finden Sie 
auch im Internet unter www.bbw.
dbb.de. Darüber hinaus verweisen 
wir auf die weiteren von der dbb 
akademie angebotenen Semina-
re, die Sie im Internet unter 
www.dbbakademie.de finden.
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Der Beamtenbund:
Spitze für den öffentlichen Dienst.

Der BBW Beamtenbund Tarifunion ist die starke
Gewerkschaftsvertretung für Ihre Interessen und 
Ihre Rechte. Solidarisch, kompetent und erfolgreich.
Werden Sie jetzt Mitglied in Ihrer Fachgewerkschaft
– wie mehr als 140.000 Beamte im Südwesten.

Am Hohengeren 12 . 70188 Stuttgart
Telefon 0711/16876 - 0 . Telefax 0711/16876 -76
E-Mail bbw@bbw.dbb.de . Internet www.bbw.dbb.de

BBW – weil Stärke zählt.
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